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Verordnung zum Schutz des Landschaftsteiles
„Langenwisch-Emshoop“

in der Stadt Delmenhorst — DEL 10
vom 14.08.2020

Aufgrund der §§ 22, 26 und 32 des Bundesnaturschutzge-
setzes (BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt
geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 30.06.2017 (BGBl. I
S. 2193) in Verbindung mit den §§ 14, 15 und 19 des Nieder-
sächsischen Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutz-
gesetz (NAGBNatSchG) vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 104)
hat der Rat der Stadt Delmenhorst in seiner Sitzung am
26.02.2020 folgende Verordnung erlassen:

§ 1

Unterschutzstellung

Das in § 2 dieser Verordnung näher bezeichnete Gebiet ein-
schl. des bestehenden Landschaftsschutzgebietes „Langenwisch-
Emshoop“ (LSG) DEL 10 wird neu festgelegt.

§ 2

Geltungsbereich

(1) Das Schutzgebiet hat eine Größe von 350,06 ha.

(2) Der Geltungsbereich dieser Verordnung ergibt sich aus einer
Detailkarte im Maßstab 1:5.000 und aus einer mit dieser
Verordnung veröffentlichten Übersichtskarte im Maßstab
1:50.000.

Die Grenze des Landschaftsschutzgebietes verläuft auf der dem
Schutzgebiet zugewandten Seite der grauen Grenzlinie.

Die Ausfertigung der Detailkarte wird bei der Stadt Del-
menhorst aufbewahrt und kann in den Diensträumen der
Unteren Naturschutzbehörde während der Öffnungszeiten
kostenlos eingesehen werden.

(3) Teile des LSG sind Bestandteil des Fauna-Flora-Habitat-
Gebietes (FFH-Gebiet) „Untere Delme, Hache, Ochtum und
Varreler Bäke“ gemäß der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-
Richtlinie) des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der
natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere
und Pflanzen (ABl. EG Nr. L 206 S. 7; 1996 Nr. L 59 S. 63),
zuletzt geändert durch Richtlinie 2013/17/EU des Rates
vom 13.05.2013 (ABl EU Nr. L 158 S. 193).

In der Übersichtskarte ist die Teilfläche des LSG, die im
FFH-Gebiet liegt und der Umsetzung der FFH-Richtlinie
dient, gesondert gekennzeichnet (blaue Farbgebung).

Die Grenze des FFH-Gebietes wird durch die jeweilige Bö-
schungsoberkante des Gewässerlaufes markiert.

§ 3

Schutzzweck

(1) Das LSG „Langenwisch-Emshoop“ ist naturräumlich gese-
hen Bestandteil der Landschaftseinheit Delmenhorster
Talsandplatte. Die strukturreiche bäuerliche Kulturland-
schaft mit dem hohen Anteil an Wald- und Gehölzbestän-
den mit hohem Anteil an Höhlenbäumen sowie die große
Bedeutung des Gebietes für die Avifauna und das Vorkom-
men zahlreicher Fledermausarten soll als Landschaftsschutz-
gebiet erhalten und vor Veränderungen bewahrt werden.

Aufgrund verschiedener Biotopstrukturen werden die Teil-
räume wie folgt differenziert:

1. Acker- und Grünlandflächen

Die durch landwirtschaftliche Nutzung geprägte struk-
turreiche Kulturlandschaft aus Acker- und Grünland-
flächen wird von zahlreichen Hecken durchzogen.
Diese, sowie hofnahe Altholzbestände, gut erhaltene
Wallhecken und teilweise naturnahe Waldbestände
bieten zahlreichen gefährdeten Arten- und Lebensge-
meinschaften einen Lebensraum.

2. Gut Langenwisch und Allee Langenwisch

Der Waldbereich (auf der Karte gepunktet dargestellt)
und die Allee haben aufgrund des hohen Altbaumbe-
standes, insbesondere im Bereich der Allee eine beson-

dere Bedeutung für die Avifauna und das Fledermaus-
vorkommen.

Die nachgewiesenen Wochenstubenquartiere und eine
große Anzahl von Fledermausarten, wie Rauhaut-,
Wasser- und Große Bartfledermaus sind zu erhalten.

Eine überwiegend eigendynamische Waldentwicklung
mit hohem Altbaumbestand und entsprechend vielen
Habitatbäumen ist dafür prägend. Die herausragende
Wertigkeit der Schutzfunktion des Waldes stellt einen
wesentlichen Teil der schutzwürdigen Gebietscharak-
teristik dar.

3. Groß Emshoop

Von wesentlicher Bedeutung ist der Waldbestand (auf
der Karte gepunktet dargestellt) mit seinem auffallen-
den Höhlenreichtum. Durch die hohe Zahl der vorhan-
denen Fledermausarten ist der Bereich besonders
schutzwürdig. Aufgrund der nachgewiesenen Wochen-
stubenquartiere und einer großen Anzahl von Fleder-
mausarten, darunter zwei FFH-Anhang II-Arten (Teich-
und Bechsteinfledermaus), außerdem Wasser- und
Mückenfledermaus, Großer Abendsegler, Kleiner Abend-
segler und Braunes Langohr, steht dem Erhalt der Höh-
lenbäume eine besondere Bedeutung zu.

Eine überwiegend eigendynamische Waldentwicklung
mit hohem Altbaumbestand und entsprechend vielen
Habitatbäumen ist dafür prägend. Die herausragende
Wertigkeit der Schutzfunktion des Waldes stellt einen
wesentlichen Teil der schutzwürdigen Gebietscharak-
teristik dar.

4. Feuchtgebiet an der Bremer Heerstr.

Der Erlenbestand mit eingestreuten, kleinflächigen
Röhrichten und Großseggenriedern hat wegen seiner
Seltenheit, Eigenart und Schönheit eine besondere na-
turkundliche Bedeutung.

5. Fließgewässer Pultern, Varreler Bäke und Heidkruger Bäke

Den Fließgewässern kommt eine hohe Bedeutung als
Lebensraum für Arten wie den Eisvogel zu.

6. Pultern-Niederung

Sie dient im kleineren Rahmen als Rastplatz für Krick-
enten, Reiher- und Stockenten und Gänsesäger. Einer
der Angelteiche dient als Brutplatz für ein Haubentau-
cher-Paar.

(2) Die Unterschutzstellung erfolgt nach Maßgabe dieser Ver-
ordnung insbesondere zur Erhaltung der Leistungsfähig-
keit des Naturhaushaltes, zur Erhaltung von Vielfalt, Eigen-
art und Schönheit des Landschaftsbildes und zur Erhaltung
der Eignung des Gebietes für eine naturnahe Erholung.

Der daraus resultierende Schutzzweck umfasst insbesondere

1. den Erhalt und die Entwicklung der bäuerlichen Kul-
turlandschaft mit seinen landschaftsprägenden Struk-
turen wie Hecken, Feld- und Hofgehölzen,

2. den Erhalt und die Entwicklung von Lebensräumen der
wildlebenden Tier- und Pflanzenarten, vornehmlich der
besonders geschützten Arten,

3. den Erhalt und die naturnahe Entwicklung der Wälder,

4. die Sicherung des Altbaumbestandes Gut Langenwisch
und Groß Emshoop,

5. den Erhalt und die ökologische Optimierung der Fließ-
gewässer unter Beibehaltung des ordnungsgemäßen
Wasserabflusses, unter anderem über ein Grabenunter-
haltungssystem (Management), der Stillgewässer und
des Sumpfbereiches speziell auch als Vernetzungsele-
mente zum FFH-Gebiet (Varreler Bäke) und

6. die Erhaltung der natürlichen Voraussetzungen für die
landschaftsbezogene Erholung, deren Grundlage u. a.
die Kulturlandschaft mit ihren landschaftsprägenden
Hecken- und Gehölzstrukturen ist.

(3) Die Fläche des LSG gemäß § 2 (3) Nr. 2 und 3 ist Teil des
kohärenten europäischen ökologischen Netzes „Natura
2000“; die Unterschutzstellung dient der Erhaltung des
Gebietes als FFH-Gebiet.
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(4) Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele) des LSG im
FFH-Gebiet ist die Erhaltung oder Wiederherstellung eines
günstigen Erhaltungszustandes.

1. Allgemeines Erhaltungsziel ist vorrangig im Gewässer-
system von Unterer Delme, Ochtum und Varreler Bäke
die Verbesserung der Repräsentanz von Lebensräumen
(Wander-, Aufenthalts- und Laichgewässer) gefährdeter
Fischarten (Meerneunauge, Flussneunauge, Bachneun-
auge, Steinbeißer, Lachs) unter Berücksichtigung der
wasserwirtschaftlichen und dem Hochwasserschutz
dienenden Einrichtungen. Ferner sind die Weiteren
wasserwirtschaftlichen Rahmenbedingungen (z. B. Tide-
abhängigkeit) zu betrachten.

2. Besonderes Erhaltungsziel ist der Schutz und die Ent-
wicklung insbesondere der folgenden Tierarten:

— Meerneunauge,

— Flussneunauge,

— Steinbeißer,

— Lachs.

Im Zuge der Entwicklung sind die wasserwirtschaftlichen
und dem Hochwasserschutz dienenden Einrichtungen zu
berücksichtigen. Ferner sind die weiteren wasserwirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen (z. B. Tideabhängigkeit) im
Zuge der limnologischen Zielsetzung zu beachten.

§ 4

Schutzbestimmungen

(1) Zur Vermeidung von Veränderungen des Gebietscharak-
ters und von Störungen und Gefährdungen des Schutz-
zwecks ist es verboten,

1. bauliche Anlagen, ortsfeste Draht- und Rohrleitun-
gen, außer Anlagen, die der Ver- und Entsorgung die-
nen, zu errichten oder zu verändern, Lagerplätze oder
Fischteiche anzulegen, auch wenn die Maßnahmen
keiner baurechtlichen Genehmigung oder Anzeige-
pflicht bedürfen oder nur vorübergehender Art sind,

2. zu zelten, zu lagern oder Wohnwagen aufzustellen
bzw. in Fahrzeugen o. ä. zu übernachten oder Feuer
jeglicher Art zu machen,

3. außerhalb der für Kraftfahrzeuge zugelassenen Stra-
ßen und Wege mit Kraftfahrzeugen aller Art zu fahren
oder diese dort abzustellen, soweit dies nicht zur ord-
nungsgemäßen landwirtschaftlichen Nutzung und
Bewirtschaftung der Flächen, für den Anliegerverkehr
oder zur Gefahrenabwehr notwendig ist,

4. die Oberflächengestalt zu verändern, insbesondere
durch Aufschüttungen, Abgrabungen oder Einbrin-
gen und Lagern von Gegenständen und Materialien al-
ler Art, die das Schutzgebiet beeinträchtigen und
nicht dem Hochwasserschutz dienen; das Abfallrecht
und das Bodenrecht bleiben unberührt,

5. Gebüsche, Gehölze und wildlebende Pflanzen aller
Art zu beseitigen, zu beschädigen oder anderweitig er-
heblich zu beeinträchtigen, soweit diese Maßnahmen
nicht zur Schadensabwehr (dazu zählt auch der vor-
beugende Hochwasserschutz) bzw. Erfüllung der Ver-
kehrssicherungspflicht notwendig sind,

6. Pflanzen und Tiere, insbesondere gebietsfremde oder
invasive Arten, einzubringen sowie bisher nicht als
Wald genutzte Flächen aufzuforsten (einschließlich
Schmuckreisig- oder Weihnachtsbaumkulturen),

7. Entwässerungsmaßnahmen, die über das bisherige
Ausmaß hinausgehen, durchzuführen,

8. Dauergrünland in Acker umzuwandeln,

9. Hunde freilaufen und in den Gewässern schwimmen
zu lassen,

10. gärtnerische Flächen (einschließlich Scherrasen und
Grabeland), die nicht der ordnungsgemäßen Land-
wirtschaft dienen, anzulegen,

11. in den in der Karte gepunktet gekennzeichneten Wald-
bereichen eine waldwirtschaftliche Nutzung auszu-

üben, die nicht am Schutzziel zum Erhalt eines
ausreichenden Altbaumbestandes ausgerichtet ist
und

12. gekennzeichnete Habitatbäume und deren Umfeld zu
beeinträchtigen.

(2) Die Vorschriften des § 30 des BNatSchG und §§ 22 und 24
NAGBNatSchG (gesetzlich geschützte Biotope) bleiben un-
berührt.

(3) Grundstückseigentümer/innen und Nutzungsberechtigte
haben das Aufstellen von Schildern zur Kenntlichmachung
des Schutzgebietes sowie sonstige Anordnungen zu dulden.

Um die Gewässer- und Deichunterhaltung nicht zu behin-
dern, werden die Beschilderungsstandorte zuvor mit dem
zuständigen Deich- und Unterhaltungsverband einver-
nehmlich abgestimmt.

§ 5

Freistellungen

(1) Die ordnungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung und
Bewirtschaftung von Flächen nach Maßgabe der guten
fachlichen Praxis ist

1. von dem Verbot des § 4 (1) Nr. 1, soweit es sich um
bauliche Anlagen zur betriebsbedingten Nutzung der
Flächen handelt, insbesondere die Errichtung oder Ver-
änderung von ortsüblichen Weidezäunen und offenen
Viehunterständen auf bisher landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen,

2. von dem Verbot des § 4 (1) Nr. 4, soweit es sich um be-
triebs- bzw. nutzungsbedingte Wiederherstellung des
ursprünglichen Bodenniveaus bei Zu- und Überfahrten
mit Sand oder Mutterboden sowie um vorübergehend
auf Ackerflächen zur Bodenverbesserung lagerndes
Wirtschaftsgut handelt,

freigestellt.

(2) Die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung nach den
Grundsätzen des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), des
Niedersächsischen Wassergesetzes (NWG) und des Bun-
desnaturschutzgesetzes (BNatSchG) ist unter besonderer
Berücksichtigung des Schutzzwecks und der Erhaltungs-
ziele gemäß § 3 (4) freigestellt. Zum Schutz der wertgeben-
den Rundmaul- und Fischarten darf das betroffene FFH-
Gewässer (Varreler Bäke) nur abschnittsweise oder einsei-
tig und ohne den Einsatz einer Grabenfräse geräumt wer-
den. Eine Räumung der Sohle ist untersagt.

Erforderliche Maßnahmen der ordnungsgemäßen Gewäs-
serunterhaltung sowie der Unterhaltung und Instandset-
zung an den dem Hochwasserschutz dienenden Anlagen
(z. B. Deiche mit Nebenanlagen, Siele) gelten entgegen
Satz 2 und 3 als freigestellt, wenn diese im Einvernehmen
zwischen zuständigem Gewässerverband und der Unteren
Naturschutzbehörde rechtzeitig vor Maßnahmenbeginn
abgestimmt worden sind.

Freigestellt sind ferner Unterhaltungs- und Instandhal-
tungsmaßnahmen an den dem Hochwasserschutz dienen-
den Anlagen (z. B. Deiche mit Nebenanlagen, Siele).

(3) Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd ist freigestellt.
Bezüglich jagdlicher Einrichtungen sind die Nutzung, Un-
terhaltung und Instandsetzung von bestehenden jagdlichen
Einrichtungen wie Jagdhütten, Hochsitzen und sonstigen
nicht beweglichen Ansitzeinrichtungen ebenfalls freige-
stellt.

(4) Die ordnungsgemäße fischereiliche Nutzung von zum
Zeitpunkt der Ausweisung fischereilich genutzten Gewäs-
sern ist unter größtmöglicher Schonung der natürlich vor-
kommenden Wasser- und Schwimmblattvegetation, des
natürlichen Uferbewuchses sowie unter besonderer Scho-
nung der unter § 3 (4) genannten Fischarten nach Maßgabe
der für die jeweiligen Gewässerstrecken geltenden Bestim-
mungen der gültigen Gewässerordnung zur Ausübung der
fischereilichen Nutzung freigestellt, jedoch ohne Einrich-
tung befestigter Angelplätze und ohne Schaffung neuer
Pfade.
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(5) Von dem Verbot des § 4 (1) Nr. 5 sind in der Zeit vom
01. Oktober bis 28. bzw. 29. Februar Schnittmaßnahmen
im angemessenen Umfang freigestellt, welche für die ord-
nungsgemäße landwirtschaftliche Nutzung und Bewirt-
schaftung von Flächen notwendig sind.

1. Bäume dürfen aufgeastet werden, bis zu einem Licht-
raumprofil von 4,00 m Höhe,

2. Kopfweiden dürfen beschnitten werden,

3. Nadelgehölze, Dornengewächse und nicht heimische
Pflanzen dürfen beseitigt werden.

4. Das Entfernen von Gebüsch, das die Entwässerungs-
funktion der Gräben und die Zaununterhaltung behin-
dert, ist erlaubt.

(6) Bestehende behördliche Genehmigungen, Erlaubnisse und
sonstige Verwaltungsakte bleiben soweit dort nichts ande-
res bestimmt ist, von den Bestimmungen dieser Verord-
nung unberührt. Maßnahmen, zu deren Durchführung
eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung besteht, bleiben
von den Bestimmungen dieser Verordnung ebenfalls unbe-
rührt. Zeitpunkt und Ausführungsweise von Unterhaltungs-
maßnahmen sind vor ihrer Durchführung mit der Unteren
Naturschutzbehörde abzustimmen.

(7) Die ordnungsgemäße Waldwirtschaft nach § 11 Nieder-
sächsisches Gesetz über den Wald und die Landschaftsord-
nung (NWaldLG) ist freigestellt. Die Freistellung gilt nicht
für das Verbot vom § 4 (1) Nr. 6 und für forstwirtschaftli-
che Maßnahmen in den besonders wertvollen Waldbestän-
den auf Gut Langenwisch und Groß Emshoop (gemäß § 2
in der veröffentlichten Karte gepunktet dargestellt), solange
diese nicht mit der Unteren Naturschutzbehörde abge-
stimmt worden sind (z. B. durch vereinbarte Waldbewirt-
schaftungspläne).

(8) Maßnahmen, die dem Schutz, der Erhaltung, der Pflege
und der Entwicklung des Landschaftsschutzgebietes die-
nen, können im Einzelfall nach Abstimmung mit der Un-
teren Naturschutzbehörde durchgeführt werden.

(9) Von der Verpflichtung gemäß § 8 (Ersatzpflanzungen) sind
Gehölzpflege- und Baumfällarbeiten, die zur Sicherung
des ordnungsgemäßen Wasserabflusses, des Hochwasser-
schutzes und des vorbeugenden Hochwasserschutzes an
wasserbaulichen Anlagen (z. B. Deiche) und Gewässern
notwendig sind, befreit.

§ 6

Befreiungen

Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere Natur-
schutzbehörde auf Antrag nach Maßgabe des § 67 BNatSchG
i. V. mit § 41 NAGBNatSchG Befreiung erteilen.

§ 7

Zuwiderhandlungen

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 43 (3) Nr. 4 des
NAGBNatSchG handelt, wer ohne Freistellung (§ 5) oder
erteilte Befreiung (§ 6) vorsätzlich oder fahrlässig den Ver-
boten des § 4 (1) dieser Verordnung zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 43 (4) NAG-BNatSchG
mit einer Geldbuße bis zu 25.000 € geahndet werden.

§ 8

Ersatzpflanzungen

(1) Für entfernte und abgängige Bäume ist, nach näherer Be-
stimmung der Unteren Naturschutzbehörde, zum Erhalt
vorhandener Landschaftsstrukturen Ersatzpflanzung erfor-
derlich. Die Untere Naturschutzbehörde entscheidet dazu
im Einzelfall über Art und Größe der Ersatzpflanzung.

(2) Ersatzpflanzungen sind innerhalb des Landschaftsschutz-
gebietes vorzunehmen. Stellt die Untere Naturschutzbe-
hörde fest, dass dies nicht möglich oder unzumutbar ist,
kann sie Ersatzpflanzungen auch auf anderen Grundstük-
ken verlangen. Die Verpflichtung zur Sicherung des Auf-
wuchses inklusive Pflege und Erhaltung ist Bestandteil der
Ersatzpflanzung.

(3) Die Ersatzpflanzung ist wie folgt zu bestimmen:

1. Der Verlust von Einzelbäumen bemisst sich grundsätz-
lich nach dem Stammumfang des betreffenden Bau-
mes. Beträgt dessen Stammumfang in 1,00 m Höhe
über dem Wurzelhals bis zu 1,80 m, so ist als Ersatz ein
Baum derselben oder zumindest der gleichwertigen Art
mit einem Stammumfang in 1,00 m Höhe über dem
Wurzelhals von mindestens 16-18 cm, Hochstamm,
standsicher verankert zu pflanzen. Beträgt der Stamm-
umfang des betroffenen Baumes mehr als 1,80 m, ist
für jeden weiteren angefangenen Meter Stammumfang
ein zusätzlicher Baum zu pflanzen. Die Ersatzpflan-
zung ist unter Berücksichtigung der jährlichen Pflanz-
periode unverzüglich vorzunehmen.

2. Der Verlust von wenigstens 5 Bäumen als Bestandteil
von Linien- und Reihenelementen (Baum- und Baum-/
Strauchreihen) ist durch die identische Anzahl Bäume
derselben oder zumindest der gleichwertigen Art zu er-
setzen. Je nach Prägung für das Landschaftselement ist
die Pflanzgröße bzw. Pflanzqualität zu bestimmen. Bei
unauffälligen Verlusten soll der Ersatz durch Naturauf-
wuchs erfolgen. Bei prägenden Verlusten, durch die
deutlich erkennbare Lücken und Unterbrechungen
entstehen, sollen Nachpflanzungen durch Hochstamm
erfolgen. Ansonsten soll Ersatz durch Einzelpflanzen
mit einer Wuchshöhe von wenigstens 1 m bei Anpflan-
zung erfolgen.

3. Der Verlust von Baumgruppen auf einer Fläche bis zu
50 m² bemisst sich grundsätzlich je Baum wie unter
Nr. 1. Die Ersatzpflanzung ist jedoch so zu bestimmen,
dass die Fläche der Baumgruppe keine wesentliche
Größenveränderung erzeugt. Dazu kann die Anzahl Er-
satzbäume oder die Größe bzw. Pflanzqualität abwei-
chend bestimmt werden, wobei die entsprechenden
Einzelpflanzen eine Wuchshöhe von wenigstens 1 m
bei Anpflanzung haben müssen. Baumgruppen, die Ge-
hölzinseln in der offenen Landschaft darstellen und
nicht an Wald angrenzen, sollen der eigendynami-
schen Entwicklung (Naturaufwuchs) überlassen wer-
den soweit die Baumgruppe aus wenigstens 3 verblei-
benden Bestandsbäumen besteht.

4. Der Verlust von flächenhaftem Baumbestand über 50 m²,
der keiner forstwirtschaftlichen Nutzung unterliegt,
soll durch Naturaufwuchs ersetzt werden. Nachpflan-
zungen durch Einzelpflanzen derselben Art mit einer
Pflanzgröße von wenigstens 1 m Wuchshöhe bei An-
pflanzung sollen jedoch dort erfolgen, wo es die örtli-
che Situation erfordert, um die Flächenverkleinerung
des Landschaftselementes zu verhindern (z. B. zur Ver-
meidung von Trampelpfaden).

Der Ersatz nach Nr. 1 bis 4 entfällt, wenn Verluste durch
nicht verhinderbare Einwirkungen (z. B. Blitzschlag, alters-
bedingtem Absterben, Krankheit, Verkehrssicherungspflicht
oder Sturm) entstehen. Der Wiederaufwuchs durch eigen-
dynamische Entwicklung ist bei vollständigen oder über-
wiegenden Verlusten von Landschaftselementen aus diesen
Gründen jedoch sicherzustellen.

(4) Für Ersatzpflanzungen, die im Wald vorgenommen wer-
den, sind die Bestimmungen des Forstvermehrungsgutge-
setzes (FoVG) zu berücksichtigen. Die Forstwirtschaft bleibt
von den Bestimmungen zur Ersatzpflanzung ansonsten
unberührt.

§ 9

Änderung der Verordnung
zum Schutze von Landschaftsteilen

Die Verordnung zum Schutze von Landschaftsteilen im Ge-
biet der Stadt Delmenhorst vom 16. März 1983, Amtsblatt
Reg.-Bez. Weser-Ems 1984, S. 324, wird wie folgt geändert:

1. in § 2 unter Abschnitt 2.1 wird die Angabe „Langenwisch-
Emshoop — DEL 10 — Größe ca. 435,75 ha“ gestrichen;

2. in § 2 unter Abschnitt 2.2 wird Absatz 1 lit. k) gestrichen.
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§ 10

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt rückwirkend zum 29.11.2018 in Kraft.

Delmenhorst, den 14.08.2020

Stadt Delmenhorst

In Vertretung

Markus Pragal

Erster Stadtrat
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